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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 
(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Die wirksame Strafverfolgung der sog. Wirtschaftsstraftaten 
setzt bei der zunehmenden Kompliziertheit des Wirtschafts- 
lebens und der fortschreitenden Spezialisierung der im Wirt- 
schaftsleben tätigen Personen auch besondere Fachkenntnisse 
der Strafverfolgungsbehörden und Strafgerichte voraus. Des- 
halb wurden z. B. in Bayern bereits Schwerpunktstaatsanwalt- 
schaften für die Verfolgung von sog. Wirtschaftsstraftaten ge- 
bildet, bei denen besonders geschulte Fachkräfte eingesetzt 
werden. Der vorliegende Gesetzentwurf des Bundesrates strebt 
eine ähnliche Regelung auf der Ebene der Gerichte an, da sich 
die Konzentration bei den Staatsanwaltschaften bewährt hat. 


B, Lösung 

Durch die Aufnahme einer gesetzlichen Ermächtigung in das 
Gerichtsverfassungsgesetz (ein neuer § 74 c) sollen die Landes- 
regierungen die Befugnis erhalten, durch Verordnung die Zu- 
ständigkeiten für sog. Wirtschaftsstraftaten bei einem Land- 
gericht für den Bereich mehrerer Landgerichte zu konzentrieren. 
Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig die Annahme des 
Gesetzentwurfs in der vom Ausschuß in einigen Punkten abge- 
änderten Fassung. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 

— Drucksache VI/ 670 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Stark (Nürtingen) 
und Dr. Haack 


I. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf wurde vom Deutschen Bundes- 
tag in seiner 48. Sitzung am 20. April 1970 an den 
Rechtsausschuß überwiesen. Der Rechtsausschuß hat 
den Gesetzentwurf in seiner 27. Sitzung am 9. De- 
zember 1970, seiner 31. Sitzung am 22. Januar 1971 
und in seiner 48. Sitzung am 13. Mai 1971 beraten. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Änderung der 
Gerichtsverfassung soll einer wirksameren Straf- 
verfolgung der Wirtschaftsstraftaten dienen. Die 
Wirtschaftsstrafsachen stellen besondere Anforde- 
rungen an die Strafaufklärung und -Verfolgung. Es 
handelt sich um einen bestimmten Kreis von Straf- 
taten, die innerhalb des Wirtschaftsbereichs verübt 
werden und zumeist eine besonders schwere Sozial- 
schädlichkeit aufweisen. Die Wirtschaftsstraftäter 
verfügen oftmals über eine erhebliche Intelligenz; 
häufig gehören sie einer höheren sozialen Schicht 
als die übrigen Straftäter an. In raffinierter und 
schwer zu durchschauender Weise mißbrauchen sie 
die komplizierten Mechanismen des modernen Wirt- 
schaftslebens. Zur sachgerechten und wirksamen Be- 
kämpfung der Wirtschaftskriminalität müssen Fach- 
kräfte eingesetzt werden, die die erforderlichen 
Kenntnisse und Erfahrungen im Wirtschaftsleben 
und für die Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität 
besitzen. Hierfür muß in der Gerichtsverfassung die 
Voraussetzung geschaffen werden, um die Wirt- 
schaftsstrafsachen bei bestimmten, mit richterlichen 
Fachkräften besetzten Strafkammern zusammenfas- 
sen zu können. 

Auf der Ebene der Staatsanwaltschaften hat sich 
bereits in einzelnen Ländern die Bildung von 
Schwerpunktstaatsanwaltschaften für die Wirt- 
schaftskriminalität bewährt. Bei der Gerichtsorgani- 
sation können nach den jetzt geltenden gerichtsver- 


fassungsrechtlichen Vorschriften nur besondere 
Strafkammern bei jedem Landgericht im Rahmen der 
Geschäftsverteilung eingerichtet werden. Diese ge- 
richtsorganisatorische Möglichkeit, bei sämtlichen 
Landgerichten Wirtschaftsstrafkammern einzurich- 
ten, genügt nicht, weil bei kleineren Landgerichten 
eine Auslastung einer Wirtschaftsstrafkammer mit 
Wirtschaftsstrafsachen nicht zu erzielen wäre und 
außerdem zur Besetzung von Wirtschaftsstrafkam- 
mern bei allen Landgerichten nicht genügend Rich- 
ter mit den erforderlichen Fachkenntnissen zur Ver- 
fügung stehen. 

Durch die vom Bundesrat eingebrachte Ergänzung 
des Gerichtsverfassungsgesetzes soll deshalb die 
Rechtsgrundlage geschaffen werden, die Zuständig- 
keit für Wirtschaftsstraftaten bei einem bestimm- 
ten Landgericht für den Bereich mehrerer Landge- 
richte zusammenzufassen. 

Der Rechtsausschuß billigt im grundsätzlichen den 
vorliegenden Gesetzentwurf. Er empfiehlt jedoch in 
folgenden Punkten Änderungen: 

Der Gesetzentwurf des Bundesrates sieht eine 
Konzentrationsermächtigung nur für die erstinstanz- 
lichen landgerichtlichen Verfahren vor. Einem Vor- 
schlag der Bundesregierung folgend ist der Rechts- 
ausschuß der Auffassung, daß die Konzentrations- 
ermächtigung auf alle landgerichtlichen Verfahren 
vor der Großen Strafkammer zu erstrecken ist, also 
auch auf die Berufungsverfahren und die zurückver- 
wiesenen Strafsachen. Die Verfahren vor der Klei- 
nen Strafkammer fallen nicht unter die Konzentra- 
tionsermächtigung, weil die Wirtschaftsstrafsachen, 
wie sie in dem vorgeschlagenen Katalog aufgeführt 
sind, in aller Regel nicht vor den Einzelrichter und 
damit als Berufungssache vor die Kleine Strafkam- 
mer gelangen können. Des weiteren hat der Rechts- 
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ausschuß in der von ihm empfohlenen Fassung des ’ 
§ 74 c GVG zum Teil den Katalog der Wirtschafts- ' 
Strafsachen erweitert und zum Teil gegenüber den ! 
übrigen Straftaten begrifflich schärfer abgegrenzt. 

Befaßt hat sich der Ausschuß auch mit Vorschlä- j 
gen des Deutschen Anwaltvereins zur Änderung des ! 
strafprozessualen Kostenerstattungsrechts und der 
Regelung über die Auswahl des Pflichtverteidigers. ! 
Der Deutsche Anwallverein vertrat die Auffassung, 
daß die im übrigen auch von ihm für sinnvoll gehal- 
tene Konzentration der Wirtschaftsstrafsachen die i 
Verteidigung des Beschuldigten erschweren könne. ' 
Die Erstattung der außergerichtlichen Mehrkosten | 
eines nicht am Ort des Gerichts der Wirtschaftskam- ; 
mer ansässigen Verteidigers sei nach § 464 a StPO 
in der jetzigen Fassung mit seiner Verweisung auf | 
§ 91 Abs. 2 ZPO nicht gesichert. Ferner wurde ein- | 
gewandt, daß die Auswahl der Pflichtverteidiger I 
nach dem geltenden § 142 Abs. 1 StPO auf die im 
Landgerichtsbezirk der erkennenden Wirtschafts- ' 
Strafkammer zugelassenen, dem Beschuldigten meist | 
fremden Anwälte beschränkt sei. Der Deutsche An- 
waltverein regt deshalb eine entsprechende Ande- ; 
rung der § 464 a und § 142 StPO an. Der Ausschuß 
hält an sich das Anliegen des Deutschen Anwaltver- ; 
eins für sachlich berechtigt und die vorgeschlagenen 
Änderungen, jedenfalls zur Klarstellung, für sach- ! 
dienlich. Er hat jedoch Bedenken, diese Änderungen j 
der Strafprozeßordnung in den vorgelegten Gesetz- | 
entwurf, der nur eine Änderung des Gerichtsverfas- 
sungsgesetzes enthält, aufzunehmen. Zudem ist der j 
Ausschuß der Auffassung, daß § 464 a Abs. 2 und i 
§ 142 Abs. 1 StPO schon in ihrer jetzigen Fassung 
im Sinne der Anliegen des Deutschen Anwaltverei- 
nes auszulegen sind. Aus § 74 c Abs. 3 des Gesetz- 
entwurfs ergibt sich eindeutig, daß sich der Bezirk 
des Landgerichts, bei dem eine Wirtschaftskammer 
gebildet wird, hinsichtlich der Wirtschaftsstrafsachen 
auf die Bezirke der anderen Landgerichte erstreckt. | 
Es sind deshalb auch die Kosten des zu dem erwei- 
terten Bezirk gehörenden Anwalts nach § 464 a StPO ' 
in Verbindung mit § 91 Abs. 2 ZPO zu erstatten. 
Ebenso ist dieser erweiterte Gerichtsbezirk maßge- | 
bend für die Auswahl der zu bestellenden Verteidi- i 
ger nach § 142 Abs. 1 StPO. ! 


II. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel 1 

Durch einen neu einzufügenden § 74 c GVG soll 
den Landesregierungen die Ermächtigung gegeben 
werden, durch Rechtsverordnung einem Landgericht 
für die Bezirke mehrerer Landgerichte die Wirt- 
schaftsstrafsachen zuzuweisen. Die gewählte Formu- 
lierung schließt sich an diejenige der geltenden Kon- 
zentrationsbestimmung des § 58 GVG an. Dem Lan- 
desverordnungsgeber soll, um den jeweiligen Beson- 


derheiten der einzelnen Gerichtsorganisation und 
Gerichtsbezirke gerecht werden zu können, ein Ent- 
scheidungsspielraum gelassen werden. Es liegt des- 
halb im Ermessen des Verordnungsgebers, inwie- 
weit — „ganz oder teilweise" — er Wirtschaftsstraf- 
sachen bei einem bestimmten Landgericht konzen- 
trieren will. Die Möglichkeit der Konzentration soll 
außerdem nicht auf den Bezirk eines Oberlandes- 
gerichts begrenzt sein. Die örtliche Zuständigkeit 
der Wirtschaftskammer kann auch über den Bereich 
eines Oberlandesgerichts hinaus bestimmt werden. 

Die in der Fassung des Bundesratsentwurfs ent- 
haltene Verweisung auf § 74 Abs. 1 GVG und die 
damit festgelegte Beschränkung der Konzentration 
auf erstinstanzliche landgerichtliche Strafsachen soll 
wegfallen, wie schon weiter oben dargelegt worden 
ist. 

Da der Begriff „Wirtschaftsstrafsachen" für eine 
gerichtliche Kompetenzzuweisung keine ausrei- 
chende Bestimmtheit aufweist, müssen die in Be- 
tracht kommenden Straftatbestände in einem Kata- 
log aufgeführt werden. In Absatz 1 Nr. 2 des § 74 c 
sollen als einschlägige Straftaten auch noch die Ver- 
stöße gegen das Gesetz über die Rechnungslegung 
von bestimmten Unternehmen und Konzernen auf- 
genommen werden. Dieses Gesetz hat den Zweck, 
bestimmte Lücken abzudecken, die sich aus der Ab- 
grenzung der Anwendungsbereiche des Aktiengeset- 
setzes, des GmbH-Gesetzcs und des Genossen- 
schaftsgesetzes ergeben. Die Nummer 4 des Kata- 
logs wurde gegenüber der Formulierung des Bun- 
desrates redaktionell genauer gefaßt. Die in Num- 
mer 5 aufgeführten Straftaten des Betrugs, der Un- 
treue, der Unterschlagung, der Sachhehlerei und des 
Wuchers sollen um die Straftat des Diebstahls er- 
weitert werden. Auch das Delikt des Diebstahls 
kann in einem Umfang und in einer Art und Weise 
begangen werden, so daß es in den Kreis der Wirt- 
schaftsstraftaten einzuordnen ist. Zu denken ist da- 
bei insbesondere an die Organisation umfangreicher 
Diebstähle von hochwertigen Waren und damit 
möglicherweise verbunden die Schaffung einer weit 
verzweigten Absatzorganisation. Auf der anderen 
Seite wird es vom Ausschuß für sachlich erforderlich 
gehalten, bei den Straftatbeständen der Nummer 5 
klarzustellen, daß für sie die Konzentrationsermäch- 
tigung nur dann gilt, wenn es sich um Wirtschafts- 
straftaten handelt. Durch den einschränkenden Zu- 
satz, daß „zur Beurteilung des Falles besondere 
Kenntnisse des Wirtschaftslebens erforderlich" sein 
müssen, sollen deshalb die Wirtschaftsstraftaten 
von den übrigen Straffällen bei diesen Tatbeständen 
geschieden werden. 

Zu Artikel 2 und 3 

Diese Bestimmungen enthalten die Berlin-Klausel 
und regeln das Inkrafttreten des Gesetzes. 


Bonn, den 29. Mai 1971 

Dr. Stark (Nürtingen) Dr. Haack 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/670 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 29. Mai 1971 


Der Rechtsausschuß 


Dr. Lenz (Bergstraße) Dr. Stark (Nürtingen) Dr. Haack 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des vom Bundesrat über die Bundesregierung eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes 

— Drucksache VI 7670 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Nach § 74 b des Gerichtsverfassungsgesetzes in 
der Fassung des Gesetzes vom 12. September 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 455), zuletzt geändert durch das 
Erste Gesetz zur Reform des Strafrechts vom 25. Juni 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 645), wird folgender § 74 c 
eingefügt: 

„§ 74 c 

(1) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
zur sachdienlichen Förderung oder schnelleren 
Erledigung der Verfahren durch Rechtsverordnung 
einem Landgericht für die Bezirke mehrerer Land- 
gerichte ganz oder teilweise Strafsachen zuzu- 
weisen, in denen bei Verbrechen oder Vergehen 

1. nach der Konkursordnung und der Vergleichs- 
ordnung, 

2. nach dem Gesetz gegen den unlauteren Wett- 
bewerb, dem Aktiengesetz, dem Gesetz be- 
treffend die Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung und dem Genossenschaftsgesetz, 


3. nach den Gesetzen über das Bank-, Depot-, 
Börsen- und Kreditwesen sowie nach dem Ver- 
sicherungsaufsichtsgesetz, 

4. nach dem Devisen-, Außenhandels-, inner- 
deutschen Handels-, Steuer- und Zollrecht so- 
wie nach dem Wirtschaftsstrafgesetz, 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Nach § 74 b des Gerichtsverfassungsgesetzes in 
der Fassung des Gesetzes vom 12. SeptemberN950 
(Bundesgesetzbl. S. 455), zuletzt geändert durch das 
Erste Gesetz zur Reform des Strafrechts vom 25. Juni 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 645), wird folgender § 74 c 
eingefügt: 

.§ 74 c 

(1) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
zur sachdienlichen Förderung oder schnelleren 
Erledigung der Verfahren durch Rechtsverordnung 
einem Landgericht für die Bezirke mehrerer Land- 
gerichte ganz oder teilweise Strafsachen zuzu- 
weisen, in denen bei Verbrechen oder Vergehen 

1. unverändert 

2. nach dem Gesetz gegen den unlauteren Wett- 
bewerb, dem Aktiengesetz, dem Gesetz über 
die Rechnungslegung von bestimmten Unter- 
nehmen und Konzernen, dem Gesetz betref- 
fend die Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung und dem Genossenschaftsgesetz, 

3. unverändert 


4. nach dem Außenwirtschaftsgesetz, dem Devi- 
senbewirtschaftungsgesetz, dem Steuer- und 
Zollrecht sowie nach dem Wirtschaftsstraf- 
gesetz, 
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Entwurf 

5. des Betrugs, der Untreue, der Unterschlagung, 
der Sachhehlerei und des Wuchers 


gemäß § 74 Abs. 1 die Strafkammer zuständig ist. 
Die Landesregierungen können die Ermächtigung 
auf die Landesjustizverwaltungen übertragen. 

(2) Steht eine der in Absatz 1 bezeichneten 
Straftaten mit einer anderen Straftat im Zusam- 
menhang, so ist das nach Absatz 1 bestimmte 
Landgericht zuständig, wenn das Schwergewicht 
bei der ersteren Straftat liegt. 

(3) Im Rahmen der Absätze 1 und 2 erstreckt 
sich der Bezirk des nach Absatz 1 bestimmten 
Landgerichts auf die Bezirke der anderen Land- 
gerichte." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

5. des Betrugs, der Untreue, des Diebstahls, der 
Unterschlagung, der Sachhehlerei und des 
Wuchers, soweit zur Beurteilung des Falles 
besondere Kenntnisse des Wirtschaftslebens 
erforderlich sind, 

die Strafkammer zuständig ist. Die Landesregie- 
rungen können die Ermächtigung auf die Landes- 
justizverwaltungen übertragen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung unverändert 

in Kraft. 
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